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BEGRÜNDUNG

Ziele des Berichts Die Europäische Union hat mehr Mitteilungen veröffentlicht sowie 
Prüfungen und Bewertungen ihrer eigenen Instrumente vorgenommen, um in den Bereichen 
Menschenrechte und Demokratieförderung Fortschritte zu erzielen1. Ziel dieses Berichts ist 
nicht, diese Mitteilungen weiter zu vermehren und der bereits großen Zahl rhetorischer 
Floskeln im Bereich Demokratie und Menschenrechte noch weitere hinzuzufügen. Vielmehr 
verfolgt er das konkrete Ziel, fehlerhafte Beurteilungen, das Messen mit zweierlei Maß und 
Unstimmigkeiten, die den europäischen Demokratie-Diskurs schwächen, zu verhindern und 
die durch die im Vertrag von Lissabon festgelegten neuen Befugnisse gestärkte Rolle des 
Parlaments mithilfe von Überwachungs- und Kontrollmechanismen zu festigen. Der Bericht 
gliedert sich in drei Teile: der notwendige Paradigmenwechsel, die Vertiefung des 
Politikansatzes und schließlich die Unterstützung sozialer Dynamiken.

Ein Paradigmenwechsel Die Menschenrechte müssen in den europäischen Politiken, nach 
innen wie nach außen, einen zentralen Platz einnehmen. Die Kohärenz dieser Politiken ist der 
Schlüssel zu ihrem Erfolg. Die jüngsten Revolutionen, die zurzeit die arabische Welt 
erschüttern, werfen jedoch eine Frage auf: Haben wir Europäer uns für Demokratie 
entschieden? Haben wir nicht viel zu oft auf regionale Stabilität und die Sicherheit der 
Energieversorgung gesetzt und dafür die Unterstützung von Polizeistaaten und notorisch 
korrupten Regimen in Kauf genommen? Haben wir nicht geglaubt, dass den europäischen 
Interessen, insbesondere, was die Kontrolle der Migrationsströme angeht, auf diese Weise 
besser gedient wäre? Wenn es in diesen Ländern zu einer wirtschaftlichen Entwicklung 
gekommen ist, haben nicht alle davon profitiert. Der von den Diktatoren angehäufte 
unglaubliche Reichtum veranschaulicht das Ausmaß der Unterschlagung öffentlicher Gelder.
Dieses Ausplündern des Staates haben wir genauso wenig zur Kenntnis nehmen wollen wie 
die politischen Gefangenen, die Folterungen, die Schikanen gegen Menschenrechtsaktivisten, 
die Steuerparadiese, den Wahlbetrug oder fehlende Wahlen. Die Stabilität, die wir Europäer 
gefördert haben, hat nichts mit Demokratie zu tun. Wenn eine Lehre aus dem arabischen 
Frühling zu ziehen ist, dann ist es die Allgemeingültigkeit des Strebens nach Demokratie. 
Tatsächlich ist dies keine Lehre, sondern eine Erinnerung: Die Entkolonialisierung, der Fall 
der Berliner Mauer und viele weitere Revolutionen hätten tief in unserem europäischen 
Gedächtnis verankert sein müssen, doch haben wir wiederholt einen Gedächtnisverlust 
erlitten.

Wenn wir uns wirklich für die Förderung der Demokratie entscheiden, und ich bleibe dabei, 
dass wir dies bislang nicht gemacht haben, müssen wir unsere Taktik ändern und ein neues 
Paradigma annehmen. Auf das Paradigma der Stabilität muss das Paradigma der Demokratie 
folgen. Und auf die Widersprüchlichkeit unserer Politik, d. h. auf das zweierlei Maß, das 

                                               
1 Gemeinsames Arbeitspapier der Kommission und des Generalsekretariats des Rates zur Demokratieförderung 
in den Außenbeziehungen der EU, SEC(2009)1095 endgültig; Entschließung des Europäischen Parlaments vom 
22. Oktober 2009 zum Demokratieaufbau in den Außenbeziehungen der EU, P7_TA-PROV(2009)0056; Runder 
Tisch zur Demokratieförderung in den Außenbeziehungen der EU; Brüssel, 8. März 2011, KOM(2011)0200.
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bisher angelegt wurde, muss eine kohärente Politik folgen. Einige Beispiele veranschaulichen 
unsere Fehler und die Notwendigkeit von mehr Kohärenz.

- Entwicklung und Migrationsströme: Vor dem Hintergrund des Paradigmas der Stabilität 
hat die EU beschlossen, die illegalen Migrationsströme mithilfe der Grenzpolizei zu 
einzudämmen; dabei hatte sie keine Skrupel, auch mit diktatorischen Regimen 
zusammenzuarbeiten. Nehmen wir zum Beispiel das Abkommen, das Gegenstand von 
Verhandlungen mit Libyen war und infolge der jüngsten Ereignisse auf Eis gelegt wurde. 
Neben dem handelspolitischen Teil - Libyen ist für Europa der viertwichtigste Erdöllieferant -
umfassten die Verhandlungen auch einen migrationspolitischen Teil. Die Europäische Union 
forderte Libyen auf, potenzielle illegale Einwanderer, darunter jene aus afrikanischen Ländern 
südlich der Sahara, aufzuhalten und abzuschieben. Dies geschah unter Missachtung aller 
Warnsignale, die von humanitären NRO2 und dem Europäischen Parlament3 ausgesandt 
wurden, denn das grausame Wesen des Regimes und seines Führers war zweifellos bekannt. 
Einzige Alternative zu einem Polizeistaat bei der Bekämpfung illegaler Einwanderung ist eine 
echte Entwicklungspolitik. Diese muss wachstumsfördernde Maßnahmen, von denen die 
Bevölkerung profitiert, eine wirksame Bekämpfung von Steuerparadiesen, die diese Länder in 
den Ruin treiben,4 und eine Beihilfe zur Bewältigung der Auswirkungen von Finanzkrise und 
Klimaänderung beinhalten. Der Alltag der Menschen und die Beschäftigung stehen im Fokus 
dieser Entwicklungspolitik. Sie muss zudem mit einer gemeinsamen europäischen 
Einwanderungspolitik und der Solidarität Europas mit Flüchtlingen und Asylbewerbern 
einhergehen. Wenn wir diese Bedingungen herstellen, können wir ohne polizeiliche 
Repressionen auskommen und das katastrophale Bild der Festung Europa abschütteln. 

- Die Menschenrechtsklausel der Assoziierungsabkommen und das Messen mit zweierlei 
Maß: Die in den verschiedenen Partnerschaftsabkommen enthaltene Bindung an 
Menschenrechtskriterien wird zu oft mit Füßen getreten. Verstöße gegen diese Klausel 
werden nur in Ausnahmefällen bestraft, doch macht der selektive Charakter der 
Strafverhängung deutlich, dass ständig mit zweierlei Maß gemessen wird. Eine Änderung 
setzt voraus, dass über den Inhalt der Abkommen, ihre Überwachung und die Kontrolle der 
Ergebnisse im Bereich Demokratie und Menschenrechte nachgedacht wird. Bis heute ist das 
Parlament nur dann beteiligt, wenn es seine Zustimmung geben muss. Nicht einmal an den 
Sitzungen des Assoziationsrates, die im Zusammenhang mit den Abkommen im Rahmen der 
europäischen Nachbarschaftspolitik stattfinden, nimmt es teil. So hat es im Februar 2011 die 
einseitige erhebliche Stärkung der Beziehungen der EU zu Israel mit Überraschung zur 
Kenntnis genommen. Und dies, obwohl die EU Verstöße wie den Bau der illegalen 
Siedlungen, den Wohnungsbau in Ostjerusalem und die Blockade von Gaza verurteilt hat und 
das humanitäre Drama der Operation „Gegossenes Blei“ und der Angriff auf die Hilfsflotte 
allen noch in Erinnerung sind.

- Die Handelsabkommen - ein möglicher Hebeleffekt? Bei künftigen Handelsabkommen 
wird jedoch dank des Vertrags von Lissabon die Zustimmung des Parlaments - und 
insbesondere des INTA - erforderlich sein. Das ist ein komplizierter Entscheidungsprozess, 

                                               
2 Bericht von Human Rights Watch „Pushed Back, Pushed Around“ vom 21. September 2009.
3 Bericht mit einem Vorschlag für eine Empfehlung des Europäischen Parlaments an den Rat zu den 
Verhandlungen über ein Rahmenabkommen zwischen der EU und Libyen (2010/2268(INI)).
4 Bericht über Steuerwesen und Entwicklung – Zusammenarbeit mit den Entwicklungsländern bei der Förderung 
des verantwortungsvollen Handelns im Steuerbereich (2010/2101(INI)).
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der sich auf ein neues Konzept und einen Bewertungsmechanismus, der das Parlament 
einbezieht, stützen muss. Nehmen wir das Beispiel Kolumbien. Müssen wir unsere 
Handelsbeziehungen weiter ausbauen, wo doch die Ermordung von 
Gewerkschaftsmitgliedern, wenngleich mit abnehmender Tendenz, in diesem Land eine 
traurige Realität bleibt? Wie also sollen wir vorgehen? Sollen wir von Kolumbien Garantien 
verlangen? Wer kann garantieren, dass die Versprechen gehalten werden, wenn das 
Abkommen einmal unterzeichnet ist? Welche Art von parlamentarischem 
Kontrollmechanismus wird benötigt? Ist es zudem nicht gefährlich, ein Land zu isolieren, 
selbst wenn es im Bereich der Menschenrechte Defizite aufweist? In mehreren Berichten, die 
2010 im INTA-Ausschuss verabschiedet wurden, wird die Einleitung einer ersten 
Nachdenkphase vorgeschlagen. Erwähnt wird die Schaffung eines parlamentarischen 
Mechanismus zur Kontrolle der Einhaltung der Verpflichtungen im Bereich der 
Menschenrechte durch das betreffende Land5. Auch wenn wir noch nicht so weit sind, ebnet 
Lissabon den Weg zu einem neuen Ansatz, der Handelsabkommen zu einem Instrument zur 
Förderung der sozialen, bürgerlichen und politischen Rechte machen soll. Außerdem soll das 
Parlament zum Wächter über den demokratischen Fortschritt werden. Seine Aufgabe wird es 
sein, die Kohärenz zwischen DEVE-, INTA-, AFET-, und LIBE-Ausschuss sowie allen 
Ausschüssen, die an der Förderung der Demokratie jenseits unserer Grenzen beteiligt sind, 
sicherzustellen. Es hat ferner die Aufgabe, innovative Wege zu erschließen, um unsere 
Politiken an ihren Auswirkungen und Ergebnissen zu messen.

Alles in allem muss die EU gegenüber der Demokratie und an der Schnittstelle von 
Menschenrechten und Demokratie einen Paradigmenwechsel vollziehen und eine bessere 
Kohärenz auf drei Ebenen sicherstellen: zwischen demokratischen Werten und 
demokratischen Praxis, zwischen Innen- und Außenpolitik und zwischen den Organen der 
EU. Im Europäischen Parlament sollte deshalb ein Bericht ausgearbeitet werden, der sich mit 
einer Frage befasst, die den Themenbereich Demokratie betrifft; dabei sollten nicht mehr nur 
ein einziger, sondern mehrere Ausschüsse für den Bericht zuständig sein. Das Parlament soll 
den Rat auffordern, dem EP einen Beobachterstatus im Assoziationsrat zu sichern.

Wenn die Europäische Union ein Land, und sei es auch ein autoritär regiertes, nicht 
wirtschaftlich isolieren darf, muss sie das Messen mit zweierlei Maß unbedingt vermeiden; 
ferner muss sie gewährleisten, dass die Bevölkerung von der Zusammenarbeit mit der EU 
wirklich profitiert, und sie muss eine kluge vertragliche Regelung der Bedingungen 
sicherstellen. In den Abkommen müssen daher demokratische Ziele, eine parlamentarische 
Kontrolle und Überwachung der erreichten Ziele und Mechanismen zum „Einfrieren“ der 
Abkommen, d. h. Sanktionen im Fall der Nichteinhaltung von Verpflichtungen, mit einer 
förmlichen Rolle des Europäischen Parlaments in allen Phasen des Abkommens festgelegt 
werden.

                                               
5 Bericht über die soziale Verantwortung von Unternehmen in internationalen Handelsabkommen
(2009/2201(INI)).
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Vertiefung der politischen Dimension Bei der Förderung der Demokratie wird häufig 
zwischen zwei Ansätzen unterschieden: dem Entwicklungsansatz und dem politischen 
Ansatz6.

Der erste Ansatz wird mit der Europäischen Union assoziiert. Er ist zeitaufwändig, strukturell 
und beinhaltet eine soziale Dimension. Dieser Ansatz geht davon aus, dass sozioökonomische 
Maßnahmen zur Stärkung der Strukturen eines Landes (Förderung des Bildungswesens, des 
Gesundheitswesens, der Wasserversorgung, der Straßenverkehrsinfrastruktur usw.) zusammen 
mit institutionellen und administrativen Reformen (Aufbau von Kapazitäten) längerfristig eine 
Demokratisierung begünstigt. Dieser Ansatz ist im Wesentlichen ein Bottom-up-Ansatz.

Der zweite Ansatz, der politischer Natur ist, wird mit den USA assoziiert. Er zielt darauf ab, 
die politischen Bedingungen für einen demokratischen Übergang herzustellen (d. h. es wird 
zuweilen auch im Eigeninteresse Einfluss ausgeübt!). Er unterstützt die Akteure des 
politischen Übergangs und legt den Akzent auf die politischen Bedingungen und die damit 
einhergehenden entscheidenden Ereignisse. Der Schwerpunkt liegt dabei auf 
Schlüsselinstrumenten wie Wahlen. Dieser Ansatz sieht die Unterstützung von Dissidenten 
und Menschenrechtsverteidigern in autoritär regierten Ländern vor und setzt den Akzent unter 
anderem auf unabhängige Medien und politischen Pluralismus.

Mit dieser Dichotomie wird die Lage allerdings zugespitzt dargestellt, denn weder die 
Europäische Union noch die Vereinigten Staaten beschränken sich auf eine einzige
Vorgehensweise. Zudem hat jeder der beiden Ansätze seine Vor- und Nachteile. Es ist jedoch 
offensichtlich, dass Europa stärker auf den ersten Ansatz setzt, um sein Konzept der „Soft 
Power“ zu bestätigen, was möglicherweise seiner politischen Schwäche geschuldet ist. Der 
Ansatz stellt gewissermaßen die Behauptung auf, dass demokratische Dynamiken spontan 
entstehen, sobald in einem Land ein bestimmtes sozioökonomisches Niveau erreicht ist. Heute 
wird deutlich, dass diese Sichtweise ihre Grenzen hat: Die Tatsache, dass es in autoritär 
regierten Ländern an einer guten politischen Governance fehlt und kein Rechtsstaat existiert, 
lähmt die demokratischen Bestrebungen der Bevölkerung. Vor diesem Hintergrund und auf 
der Grundlage des Vertrags von Lissabon ist die Europäische Union heute bestrebt, ihre 
politische Dimension sowohl strukturell als auch hinsichtlich ihrer Instrumente zu stärken. 
Das EIDHR ist ein Beispiel für die Entwicklung solcher Instrumente. Seine erste Dimension 
besteht darin, Vereinigungen, NRO usw., die sich für die Förderung von Demokratie und 
Menschenrechten einsetzen, zu unterstützen, ohne dass von der Europäischen Union die 
Zustimmung der Regierungen der betroffenen Länder verlangt wird7; seine zweite Dimension 
betrifft die Wahlhilfe, die Wahlbeobachtungsmissionen und ihre Folgemaßnahmen und sieht 
die Schaffung eines demokratischen Pluralismus zugunsten freier Wahlen vor. Es handelt sich 
also um eine sehr politische Dimension. Wurde sie von der Politik einfach nur ausreichend 
unterstützt oder haben wir zuweilen den Zauberlehrling gespielt?

- Ein echtes politisches Projekt hinter den Wahlbeobachtungsmissionen. In den zahlreichen 
Bewertungen der Wahlbeobachtungsmissionen8 wurde nur wenig oder gar nicht auf die 

                                               
6 Siehe diesbezüglich die übernommene Unterscheidung in: „Getting acquainted: Setting the stage for 
Democracy Assistance“ http://www.agora-parl.org/sites/default/files/getting%20acquainted-corr.original.pdf, S. 
13.
7 Man kann sagen, dass die EU Dissidenten der Zivilgesellschaft auf diskrete Weise unterstützt.
8 Bericht über die EU-Wahlbeobachtungsmissionen: Ziele, Vorgehensweisen und künftige Herausforderungen 
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Auswirkungen der Wahlergebnisse eingegangen. Hat es in den Ländern echten Fortschritt in 
Richtung Demokratie gegeben? Wie hat die EU dieses Momentum der Wahlen genutzt, um 
seine Nachwirkungen mithilfe eines echten politischen Projekts zu verlängern? Die 
Wahlbeobachtungsmissionen machen einen Anteil von 25 % am Budget des EIDHR aus. 
Europa verfügt heute über fast 100 Wahlbeobachtungsmissionen. Ein von den Beobachtern 
festgestellter Wahlbetrug hat jedoch nicht immer zu Reaktionen der Europäischen Union in 
ihrer Politik gegenüber dem betreffenden Land geführt (Äthiopien, Afghanistan, Ruanda). 
Andere Wahlen, wie die Parlamentswahlen in Palästina im Jahr 2006, wurden demokratisch 
durchgeführt, doch erkannte die internationale Gemeinschaft die Ergebnisse nicht an. Aus den 
Wahlen in Côte d'Ivoire 2011 ist dagegen ein Kandidat als Gewinner hervorgegangen, dessen 
Amtsantritt vom ehemaligen Präsidenten verhindert wird, weil dieser sein Amt nicht abgeben 
will. Trotz schwerer Sanktionen klammert dieser sich an die Macht und riskiert damit einen 
Bürgerkrieg. Er setzt sich über den Willen der internationalen Gemeinschaft hinweg, die den 
rechtmäßigen Gewinner unterstützt.

Wenn die Wahlen eine Erprobung des politischen Pluralismus, aber noch kein entscheidender 
Schritt in Richtung Demokratie sind, muss die Europäische Union dann selektiver vorgehen, 
wenn es um die Kriterien für eine Entsendung dieser Missionen geht? Von welchen Kriterien 
will man ausgehen? Viele Fragen, auf die der Bericht, sei es auch nur in Teilen, eine Antwort 
geben muss.

Die Entwicklung der parlamentarischen Demokratie. Ein Teil der Antwort liegt in der 
Entwicklung einer parlamentarischen Demokratie. In vielen Ländern, die sich im Übergang 
zur Demokratie befinden, existiert keine Kultur des politischen Pluralismus. So stellen sich 
dort folgende Fragen: Wie arbeitet man eine Verfassung, ein Parteiengesetz, ein Wahlgesetz 
aus? Wie stellt man eine klare Gewaltenteilung sicher und wie kontrolliert man die Armee, 
die ein stabilisierender Faktor, aber gleichzeitig auch eine Gefahr darstellt, wenn sie keiner 
demokratischen Kontrolle unterliegt? Wie schafft man ein funktionierendes Parlament, wie 
bildet man Abgeordnete aus, insbesondere weibliche? Wie stützt man eine parlamentarische 
Demokratie durch sozialen Dialog, Gewerkschaften, NRO und verschiedene Akteure der 
Zivilgesellschaft? Der Europäische Auswärtige Dienst möchte zu diesem Thema ein 
Programm beschließen, was zu begrüßen ist; doch sollte dies in Zusammenarbeit mit dem 
Europäischen Parlament geschehen, auf dessen Erfahrung in diesem Bereich nicht verzichtet 
werden kann. Das Mandat der „Koordinierungsgruppe Wahlen“ des Europäischen Parlaments 
könnte zudem so ausgeweitet werden, dass eine „Gruppe zur Förderung der 
parlamentarischen Demokratie“ entsteht, unter der Voraussetzung, dass ihre Leitung im
Unterausschuss „Menschenrechte“ angesiedelt wird, was derzeit nicht der Fall ist. Den 
parlamentarischen Delegationen im Europäischen Parlament kommt ebenfalls eine wichtigere 
Rolle zu, sofern der Paradigmenwechsel klar ist, das demokratische Ziel bekräftigt wird und 
sie sich einer schleichenden Instrumentalisierung durch die Regierungen, die sie als Lobbys
nutzen möchten, widersetzen. Was die Paritätischen Parlamentarischen Versammlungen 
angeht, so stecken diese noch in ihrer Frühphase. Ihnen könnte jedoch eine viel 
entscheidendere Rolle zukommen, wenn ihre Berichte und Stellungnahmen - Ergebnisse eines 
intensiven Dialogs – stärker bis in die jeweiligen Parlamente durchsickern würden. Das ist 
bislang noch nicht der Fall. Ist es nun an der Zeit, ein Europäisches Institut für Demokratie 
nach dem Vorbild des „American Endowment for Democracy“ einzurichten? Einige vertreten 

                                                                                                                                                  
(2007/2217(INI))
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diese Meinung, doch ich persönlich zögere damit, in der gegenwärtigen Phase unserer 
Überlegungen neue europäische Institutionen zu schaffen. Diese Frage muss auf jeden Fall 
diskutiert werden.

Die EU muss sich das Ziel setzen und sich mit den Mitteln ausstatten, um in den 
Übergangsländern, vor allem dort, wo Wahlbeobachtungsmissionen tätig waren, die 
parlamentarische Demokratie zu entwickeln. Notwendig ist eine stärkere Rolle der 
parlamentarischen Delegationen und der „Koordinierungsgruppe Wahlen“ des EP mit 
erweiterten Befugnissen der Paritätischen Parlamentarischen Versammlungen.

Im Vorfeld einer jeden Wahlbeobachtungsmission muss die EU das politische Projekt, dem 
sie sich verschrieben hat, analysieren. Zwei Jahre nach jeder Mission muss sie eine Bilanz des 
demokratischen Fortschritts sowie der weiterhin problematischen Aspekte aufstellen und 
diese im Rahmen der jährlichen Erklärung der Hohen Vertreterin zur Lage der 
Menschenrechte im Europäischen Parlament vorlegen.

Unterstützung sozialer Dynamiken Wenn der politische Apparat das Gerüst der Demokratie 
ist, sind die sozialen Netze eines Landes die Muskeln und das Fleisch, kurzum das Leben. Die 
europäische Unterstützung der Zivilgesellschaft - von Gewerkschaften, Vereinen, 
Frauenvereinigungen, Jugendvereinigungen, Bauernbewegungen, NRO, sozialen Netzen wie 
Facebook und Menschenrechtsaktivisten - muss verstärkt und neu belebt werden. Diesen 
Netzen die Möglichkeit zu geben, sich zu organisieren und mit geeigneten Instrumenten zu 
kommunizieren, ist von wesentlicher Bedeutung. Sie zu identifizieren ist jedoch nur bei guter 
Kenntnis der Gegebenheiten vor Ort möglich: Die Europäische Union profitiert heute von der 
Dezentralisierung des Europäischen Auswärtigen Dienstes. Dies ist ein Vorteil. In gleicher 
Weise muss der Akzent noch stärker als zuvor auf die Freiheit der Medien, ihren Schutz und 
allgemein auf die sozialen, kulturellen und politischen Rechte gelegt werden.

Deshalb muss die EU in ihren verschiedenen Programmen die Zivilgesellschaft, soziale 
Dynamiken - Gewerkschaften, Vereine, Netzwerke von Frauen und Jugendlichen - und ihre 
Mobilität stärker unterstützen. Ebenfalls zu fördern sind Maßnahmen zur Verringerung der 
digitalen Kluft, wie die Einrichtung und Benutzung von Internetanschlüssen, Maßnahmen zur 
Förderung der Meinungsfreiheit unabhängiger Medien und Maßnahmen zum Schutz von 
Journalisten und Menschenrechtsverteidigern. 

Schlussfolgerungen Vorgeschlagen wird in diesem Bericht eine tiefgreifende Änderung 
unseres Ansatzes zur Förderung der Demokratie, die sowohl Werte und Kohärenz als auch 
eine echte Ergebniskultur ins Zentrum des Projektes stellt. Dies geschieht über einen 
politischen Paradigmenwechsel, ein integratives und stärker kohärentes Konzept, das die 
verschiedenen Bereiche der Außenpolitik umfasst, eine zentrale Rolle des Parlaments bei der 
Überwachung dieser Kohärenz und die Bewertung der verschiedenen Instrumente hinsichtlich 
ihrer Ergebnisse (und nicht nur hinsichtlich ihrer Funktionsfähigkeit). Nicht zu vergessen das 
Primat der Zivilgesellschaft: Die Regierungen wechseln, die Bevölkerung bleibt. Schließlich 
enthält der Bericht Schlussfolgerungen, die eine Dopplung der in anderen Berichten zu 
demselben Thema bereits bestehenden Schlussfolgerungen verhindern: Nicht durch eine 
Vervielfachung der Instrumente und bestehender Institutionen oder auch durch eine 
Verfeinerung der Details eines technisch-institutionellen Ansatzes werden wir die Demokratie 
voranbringen, sondern indem wir diese wirklich ins Zentrum unserer Politik stellen.


